
Am Donnerstag der vergangenen Woche fanden in 

Kassel wieder Tarifverhandlungen für die Karstadt 

Warenhaus GmbH statt. Die Mitglieder der ver.di-Ta-

rifkommission waren mit großen Erwartungen ange-

reist. Hatte doch die Geschäftsführung im Weih-

nachtsgeschäft publikumswirksam versprochen, dass 

jetzt die Zeit gekommen ist, etwas zurückzugeben, 

weil Karstadt es wieder kann. Und was für Mami als 

Kundin gilt, gilt ja wohl erst Recht für die Beschäf-

tigten. Deswegen hätte man erwarten können, dass 

die Arbeitgeber sich endlich mit uns gemeinsam auf 

den Weg zurück in die volle Tarifbindung machen. 

Soweit die Hoffnung. Ein Blick auf das Angebot 
der  Arbeitgeber macht deutlich, dass sie einzig 
und allein heiße Luft anzubieten hatten:

•	 Standort- und Beschäftigungssicherung für alle Fi-

lialen, deren Mietvertrag insgesamt oder für wesent-

liche Teilflächen nicht ausläuft. Da bei Karstadt aber 

derzeit offensichtlich alles in Frage gestellt wird und 

nicht wirklich klar ist, wie sich das Unternehmen 

aufstellen wird, ist das kein Angebot, von dem 

echte Sicherheit für die Standorte ausgeht. Sicher 

ist dagegen, dass alleine im letzten Jahr die Arbeits-

plätze von fast 2.000 Kolleginnen und Kollegen ab-

gebaut wurden. Damit ist für jede und jeden unmit-

telbar spürbar, dass die tägliche Belastung wächst. 

Kein Wunder auch, dass die Zahl der Kundenbe-

schwerden über zu wenig Beratung ansteigt. Mit 

noch weniger Personal verabschiedet sich Karstadt 

endgültig vom Geschäftsmodell eines hochwertigen 

Warenhauses. Aber was kommt dann? Wir wissen 

es nicht und die Geschäftsführung bleibt nebulös.

•	 Angeboten wurden Urlaubsgeld, tarifliche Son-

derzahlung sowie Tarifrückkehr – aber unter der Vo-

raussetzung, dass die hierfür notwendige wirtschaft-

liche Lei-

stungsfähig-

keit von einem 

Wirtschafts-

prüfer be-

scheinigt wird. 

Wie bitte? 

Dass die wirtschaftliche Lage von Karstadt eine zen-

trale Rolle spielt, ist doch eine Selbstverständlichkeit. 

Deshalb führen wir ja Notlagentarifverhandlungen! 

Dass wir aber unser Verhandlungsmandat an externe 

Sachverständige abgeben, kommt nicht in die Tüte. 

•	 Wer genau hinsieht, kann den Pferdefuß dieses 

Angebots erkennen: Denn Bedingung wäre gewe-

sen, dass die Beschäftigten ihren verbindlichen 

Rechtsanspruch auf Urlaubs- und Weihnachtsgeld 

abgeben. Und zwar an einen externen Prüfer, der 

dann entscheidet, ob es überhaupt etwas zurückgibt 

und falls ja, wann. Sich verbindlich darauf festle­

gen, wann Karstadt in die Tarifbindung zurück­

kehren wird, will die Geschäftsführung nicht. Damit 

wäre aus dem heutigen Rechtsanspruch auf diese 

Zahlung ein Glücksspiel geworden. Nicht mit uns.

Für solche Art von Angeboten ist das Wort 
„Mogelpackung“ mal erfunden worden.

Ein aus unserer Sicht richtiger und guter Schritt ist 

die Erklärung des Anteilseigners, dass in der näch-

sten Zeit keine Lizenzgebühren oder Gewinne ent-

nommen werden sollen. 

Aber das ändert nichts 

daran, dass die Einkom-

men der Karstadt-Be-

schäftigten bereits heute 

jeden Monat fast 200 Eu-

ro unter Tarif liegen.
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Die Kosten für die Lebenshaltung steigen, das Ein-

kommen aber bleibt gleich. Gerade vor diesem Hin-

tergrund kommt der tariflichen Sonderzahlung ei­

ne unverzichtbare Bedeutung zu. Immer häufiger 

finanzieren die Beschäftigten hiervon wichtige Dinge. 

Deswegen haben die Mitglieder der ver.di-Bundestarif

kommission und des Gesamtbetriebsrates gemein-

sam deutlich gemacht, dass alle Beschäftigten trotz 

Tarifflucht von Karstadt einen Anspruch auf die Son-

derzahlungen haben. Der einstimmige Beschluss da-

zu lautet:

Wir geben unseren Rechtsanspruch auf  
Urlaubs- und Weihnachtsgeld nicht ab!

Wir können uns viele Lösungen vorstellen, damit 

Karstadt unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 

Situation schrittweise wieder in die volle Tarifbindung 

zurückkehrt. Aber es muss Schluss damit sein, dass 

hierfür nur einseitig in den Taschen der Beschäftigten 

geplündert wird. Trotz dieser deutlichen Aussage un-

serer Tarifkommission und des Gesamtbetriebsrats war 

die Arbeitgeberseite nicht bereit, von ihrer Forderung 

nach dem Verzicht auf Rechtsansprüche abzugehen. 

Damit hat sie deutlich gemacht, dass sie kein wirk-

liches Interesse an Verhandlungen hat. Das ist mehr 

als enttäuschend. Denn es zeigt, dass die Arbeitgeber 

nicht wirklich zurück zur Tarifbindung wollen. Nur so 

ist ihr „Angebot“ nach über 2,5 Jahren Verhand-

lungen zu verstehen.

Gemeinsam mit allen Beschäftigten werden wir jetzt 

darüber nachdenken, wie wir darauf reagieren. Wir 

wollen wirkliche Verhandlungen. Die sind erst dann 

wieder sinnvoll, wenn die Arbeitgeberseite die 

Rechtsansprüche der Beschäftigten akzeptiert und 

diese nicht weiter einkassieren will.
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